Beschlussvorlage

% Landeshauptstadt
Mainz

Drucksache Nr.

offentlich 1726/2013
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
61/61 26 Go 154 04.11.2013

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2i. V.m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 12.11.2013

Beratungsfolge Gremium Zustandigkeit Datum Status
Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 21.11.2013 N
Ortsbeirat Mainz-Gonsenheim Anhoérung 26.11.2013 N
Stadtrat Entscheidung 04.12.2013 o)
Betreff:

Bebauungsplanverfahren "G 154" (Planstufe 1)

Bebauungsplanverfahren "Carl-Goerdeler-StraBe (G 154)"
hier: - Aufstellungsbeschluss gemdaB § 2 Abs. 1 BauGB
- DurchfUhrung des Bebauungsplanverfahrens im beschleunigten Verfahren

gem.
§ 13a BauGB

- Vorlage in Planstufe |

- DurchfUhrung der frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (1)

BauGB

- Verzicht auf die frOhzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Tréager

offentlicher Belange

Dem Oberburgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen

Mainz, 06.11.2013

gez.
Marianne Grosse
Beigeordnete

Mainz,

Michael Ebling
OberbUrgermeister

Beschlussvorschlag:

- siehe Folgeseite -




Der Stadtvorstand / der Bau- und Sanierungsausschuss / der Ortsbeirat Mainz-
Gonsenheim empfiehlt / der Stadtrat beschliet zu dem o. g. Bebauungsplanverfah-

ren

1.
2.

3.
4

den Aufstellungsbeschluss gemdaB § 2 Abs. 1 BauGB

das Bauleitplanverfahren im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB
durchzufUhren,

die Vorlage in Planstufe |,

die DurchfUhrung der frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB im Aushangverfahren,

auf die frGhzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Tragern offentlicher
Belange gemdaB § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB zu verzichten.

Anlass und Sachverhalt

Die Wohnsiedlung aus den fruhen 50er Jahren liegt an der &stlichen Peripherie
von Mainz-Gonsenheim, in unmittelbarer Nachbarschaft zu dem neuen Stadt-
quartier "Gonsbachterrassen”. Die infrastrukturelle Versorgung der Siedlung mit in
der Ndhe befindlichen schulischen und sonstigen Einrichtungen ist gut. Ebenfalls
besteht eine optimalen OPNV-Anbindung sowie eine direkte fuBlaufige Erreich-
barkeit des Gonsbachtales. Innerhalb des StadtgefUges von Mainz genieBt das
Wohnquartier eine hohe Lagegunst.

Die Homogenitat des stddtebaulichen Erscheinungsbildes der Siedlung wird in
jungster Zeit durch einige stadtebaulich unerwinschte bauliche Entwicklungen
auf der Grundlage des § 34 BauGB gefdhrdet. Wegen der Attraktivitat des
Wohngebietes und der hohen Grundstuckspreise gibt es Bestrebungen, Bauvor-
haben mit einer optimalen Ausnutzung und einer Vielzahl von Wohneinheiten zu
realisieren. Derartige Bauvorhaben haben eine nicht erwlnschte bauliche Ver-
dichtung mit einer nachteiligen Entwicklung zur Folge, wodurch unerwUnschte
stddtebauliche Spannungen entstehen.

Stadtebauliche Ziele und Planungsinhalte

Die im Plangebiet vorherrschenden Gebdudestrukturen der Siedlung mit der cha-
rakteristischen stringenten West-Ost-Ausrichtung der Wohngebdude und der sich
dadurch ergebenden diagonalen Gebdudestellung auf den Grundsticken, soll
als prédgendes stadtebauliches Erscheinungsbild planerisch gesichert werden. Die
verschiedenen 1- bzw. 2-geschossigen Gebdudekubaturen mit ihren unterschied-
lichen gestalterischen Merkmalen (Satteldach- bzw. Walmdachformen, erdge-
schossige Vorbauten) sollen mit inrer einheitlichen Gebdudeausrichtung sowie in
inrer baulichen MaBstdblichkeit mittels entsprechender zeichnerischer und textli-
cher Festsetzungen hinsichtlich der stddtebaulichen Qualitéten gesichert werden.
Hierzu zahlt auch die Erhaltung der groBzugigen FreiraumqualitGten der einzelnen
Grundstucke.
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5.

Gleichfalls soll aber auch dem Wunsch der Bewohner der Siedlung nach einer
angemessenen VergroBerung des Wohnraumangebotes im Rahmen von bauli-
chen Erweiterungen bzw. Neubebauungen unter Berucksichtigung der pragen-
den Quartiersstruktur und der gestalterischen Vorgaben ermdglicht werden. Somit
wird auf der Grundlage der Bestandsbebauung eine behutsame bauliche Ent-
wicklung des kleinteilligen Wohnquartiers moglich, die den typischen Gebietscha-
rakter des Wohngebietes pragt.

Beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB

Der Bebauungsplan "G 154" bildet die planungsrechtliche Grundlage fur eine
MaBnahme der Innenentwicklung. Die im Bebauungsplan festgesetzte zuldssige
Grundfldche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (Uberbaubare
Grundfldche) unterschreitet denin § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannten Schwel-
lenwert von 20.000 m?2.

Des Weiteren wird durch den Bebauungsplan die Zuldssigkeit von Vorhaben, die
einer Pflicht zur DurchfUhrung einer Umweltvertraglichkeitsprofung nach UVPG
oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begrindet. Anhaltspunkte fUr eine Be-
einfrdchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutzzweckes von Gebieten von
gemeinschaftlicher Bedeutung oder europdischer Vogelschutzgebiete im Sinne
des BNatSchG liegen ebenfalls nicht vor.

Somit sind die Voraussetzungen gegeben, dass das Bauleitplanverfahren unter
Anwendung des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgefUhrt werden
kann.

Die berUhrten Umweltbelange werden im Verfahren untersucht und in der Be-
grindung zum Bebauungsplan dargestellt. Die Erstellung eines Umweltberichtes
ist gem. § 13a BauGB jedoch nicht erforderlich.

Von der Méglichkeit, im Rahmen des § 13a-Verfahrens auf die DurchfUhrung der
frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu verzichten,
wird kein Gebrauch gemacht. Zur Information der BUrgerschaft soll die frOhzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Aushangverfahren
durchgefGhrt werden.

Amterkoordinierung / Scoping

Im Rahmen der Koordinierung wurde festgestellt, dass der Verkehrslarm, der von
der StraBe "An der Bruchspitze" / L 424 sowie von der dort verlaufenden StraBen-
bahn ausgeht und auf das Plangebiet einwirkt, zu untersuchen ist. Nach Lage der
Dinge werden zusatzliche Iarmschutztechnische Vorkehrungen erforderlich. Sei-
tens des Umweltamtes wird hierzu ein Schallgutachten in Auftrag gegeben. Im
Ubrigen haben die tangierten Fachdienststellen keine Bedenken zu dem Bebau-
ungsplanverfahren "G 154" vorgebracht. Der Vermerk zur Amterkoordinierung ist
der Beschlussvorlage als Anlage beigefugt.

Flachennutzungsplan
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Der zu Uberplanende Bereich ist im gUltigen Fldchennutzungsplan der Stadt Mainz
als "Wohnbaufladche" dargestellt. Die Inhalte des Bebauungsplanentwurfs "G 154"
stimmen mit der Darstellung des Fldchennutzungsplanes Uberein, weshalb keine
Anpassung des Fldchennutzungsplanes erforderlich ist. Der "G 154" ist somit aus
dem Fldchennutzungsplan entwickelt.

6. Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "G 154" befindet sich in der
Gemarkung Gonsenheim in der Flur 15 und wird wie folgt begrenzt:

e im Norden durch die sudlichen GrundstUcksgrenzen der Wohnbebauung sUd-
lich der  "Dr.-Erich-Jung-StraBe" sowie in der StraBe "Gonsbachgdrten" des
Wohnquartiers "Gonsbachterrassen”,

e im Osten durch die StraBe "An der Bruchspitze" / LandesstraBe "L 424",
e im SUden durch die StraBe "An der Bruchspitze" / LandesstraBe "L 424",
e im Westen durch den Gehdlzstreifen dstlich der ParsevalstraBe.

7. Analyse und Bewertung geschlechisspezifischer Folgen

Zum jetzigen Zeitpunkt sind diesbezuglich noch keine Aussagen mdglich. Es bleibt
abzuwarten, welche Anregungen zu geschlechtsspezifischen Auswirkungen im
Rahmen der Behérdenbeteiligung vorgetragen werden.

8. Kosten

Das Plangebiet ist bereits vollstandig bebaut und erschlossen. Aufgrund der ver-
schiedenen Larmeinwirkungen auf das Plangebiet werden lediglich fur Neubau-
ten zusatzliche Schallschutzvorkehrungen erforderlich. Um diese ermitteln zu kdn-
nen, wird fur das Bauleitplanverfahren ein Schallgutachten vom 17-Umweltamt
beauftragt. Die hierfUr entstehenden Kosten sind durch die Stadt Mainz zu Uber-
nehmen. Die dafur bereitzustellende Summe kann noch nicht beziffert werden
und wird im Rahmen des weiteren Bebauungsplanverfahrens mitgeteilt.

9. Weiteres Verfahren

Im ndchsten Verfahrensschritt soll auf der Grundlage der in Planstufe | beschlos-
senen Planung die frlhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1
BauGB im Aushangverfahren und im Anschluss daran das Anhérverfahren gem.
§ 4 Abs. 2 BauGB (Beteiligung der Trager offentlicher Belange) erfolgen.

Anlagen
- Bebauungsplanentwurf "G 154"
- Begrindungsentwurf
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- Vermerk Amterkoordinierung

Seite 5 von 5



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

